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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zur Pornographie 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT 

unter Hinweis auf die Entschließungsanträge von den Abge- 
ordneten 

a) Pollack und anderen zur Pornographie (B3-04 20/92), 

b) David W. Martin zur Notwendigkeit von gemeinschafts- 
weiten Rechtsvorschriften über Kinderpornographie 
(B3-0121/92), 

c) Breyer zur Pornographie (B3-1 101/91), 

d) Ceci, Napoletano und Papayannakis zur Pornographie 
(B3-0505/90), 

unter Hinweis auf die Europäische Konvention zum Schutze 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. November 
1950, insbesondere Artikel 3, und die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte, 

unter Hinweis auf die Europäische Sozialcharta, insbesondere 
der Artikel 16 und 17, 

unter Hinweis auf den EG-Vertrag und insbesondere die Arti- 
kel 7 a, 8 a, 30, 36 und 234, 

unter Hinweis auf die Konvention über die Beseitigung aller 
Formen der Diskriminierung von Frauen (1979), 

unter Hinweis auf die Konvention gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung 
oder Strafe (1984), 

unter Hinweis auf die Konvention der Vereinten Nationen über 
die Rechte des Kindes vom 20. November 1989, 

unter Hinweis auf die internationale Konvention zum Verbot 
des Anbietens und Handelns mit obszönen Werken (Genf 
1923), 

unter Hinweis auf die Konvention über die Abschaffung des 
Menschenhandels und der Kuppelei (Lake Success 1947), 


Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments - 001130 - vom 12. Januar 1994. 
Das Europäische Parlament hat die Entschließung in der Sitzung vom 11. Dezember 1993 angenommen. 
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unter Hinweis auf den Weltpostvertrag, der 1974 in Lausanne 
erneuert und in dieser Form 1976 in Kraft getreten ist, 

unter Hinweis auf die Entschließung der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates zur Pornographie, eingereicht 
von Herrn Atkinson u. a. (Dokument 614), 

unter Hinweis auf die Empfehlung R(89)7 des Ministeraus- 
schusses der Mitgliedstaaten des Europarates und die darin 
enthaltenen Grundsätze im Hinblick auf den Vertrieb von Vi- 
deoproduktionen mit grausamem, brutalem oder pornographi- 
schem Inhalt, 

unter Hinweis auf die Empfehlung 1065 (1987) der Parlamen- 
tarischen Versammlung des Europarates zum Handel mit Kin- 
dern und anderen Formen der Ausbeutung von Kindern und 
dem Bericht Stoffelen zum selben Thema (Dokument 577), 

unter Hinweis auf die zusammenfassende Berichte des 
Europäischen Komitees des Europarates für Verbrechensfra- 
gen und die Empfehlung R (91)11 des Ministerausschusses zu 
sexueller Ausbeutung, Pornographie, Prostitution sowie zum 
Handel mit Kindern und Heranwachsenden, 

unter Hinweis auf die Arbeiten des Europarates zur Gleichbe- 
rechtigung von Mann und Frau, 

unter Hinweis auf das vom Europarat am 5. Mai 1989 ange- 
nommene Übereinkommen über grenzüberschreitendes Fern- 
sehen, 

unter Hinweis auf die Urteile des Europäischen Gerichtshofs 
34/79') und 1212/852), 

unter Hinweis auf seine Entschließungen vom 8. Juli 1992 zu 
einer Europäischen Charta der Rechte des Kindes^) und 9. März 
1993 zu Kindesentführungen"^), 

in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Grundfreiheiten 
und innere Angelegenheiten sowie der Stellungnahmen des 
Ausschusses für Kultur, Jugend, Bildung und Medien sowie des 
Ausschusses für die Rechte der Frau (A3-0259/93), 

A. unter Hinweis darauf, daß die Bürger - auch Kinder - in zu- 
nehmendem Maße ungewollt mit Pornographie in den Medi- 
en (Sexanzeigen, Fernsehprogramme), auf öffentlichen 
Straßen (Reklametafeln) und in Geschäften (Lektüre, Zeit- 
schriften) konfrontiert werden, 

B. in der Erwägung, daß Pornographie gegen die Menschenwür- 
de verstößt und bestimmte Erscheinungen unerwünschten ge- 
sellschaftlichen und sozialen Verhaltens - insbesondere gegen- 
über Frauen - fördert. 


J Regina/Henn und Darby, S. d. R. 1979, S. 3795. 

Conegate limited/Hm customs and Excise, S. d. R. 1986, S. 1007. 
ABI. Nr. C 241 vom 21. September 1992, S. 67. 

ABI. Nr. C 115 vom 26. April 1993, S. 33, 
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C. in der Überzeugung, daß die Respektierung der Unversehrt- 
heit der Person und insbesondere der Schutz von Frauen und 
Kindern im Bereich der Pornographie von grundsätzlicher Be- 
deutung ist, 

D. in der Erwägung, daß, auch wenn die Verhütung und gegebe- 
nenfalls Ahndung der Pornographie aufgrund der Ausübung 
der Polizeigewalt weiterhin der Zuständigkeit der Mitglied- 
staaten obliegt, die Gemeinschaft dieses Problem nicht igno- 
rieren darf, zumal bestimmte Aspekte dieses Problems mit der 
Abschaffung der Binnengrenzen zwischen den Mitgliedstaa- 
ten Zusammenhängen, 

E. in der Feststellung, daß die Zuständigkeit der Gemeinschaft 
angesichts des neuen Rahmens legitim ist, innerhalb dessen 
die Ermittlungsarbeit der nationalen Polizeien erfolgt, nämlich 
in einem Raum ohne Grenzen, in dem für Personen und Wa- 
ren, Dienstleistungen und Kapital theoretisch Freizügigkeit 
gilt, 

F. mit der bedauerlichen Feststellung hier wie anderswo, daß 
Titel VI des Unionsvertrages über die juristische, zollrechtli- 
che, polizeiliche und statistische Zusammenarbeit nur die zwi- 
schenstaatliche Arbeit bestätigt und die demokratische Kon- 
trolle und die Dynamik außer acht läßt, die daß Europäische 
Parlament in diesem Bereich geltend machen könnte, 

G. in der Feststellung, daß Verbraucherschutz, Bildung, Berufs- 
ausbildung und Gesundheit jetzt in die Zuständigkeit der Ge- 
meinschaft (Artikel 3) fallen und daß man Konsequenzen dar- 
aus ziehen kann, um Vorschläge für Maßnahmen auszuarbei- 
ten, 

H. in der erfreulichen Feststellung, daß Artikel K. 2. 1 VEU sich 
ausdrücklich auf die Konvention zum Schutze der Menschen- 
rechte und Grundfreiheiten bezieht, wonach „ niemand der Fol- 
ter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Be- 
handlung unterworfen werden darf" (Artikel 3), 

I. unter Hinweis darauf, daß der sensible Charakter der zu tref- 
fenden Maßnahmen - als Vorbeugung und Bestrafung -, das 
ständige Streben nach einem Gleichgewicht zwischen der Re- 
spektierung der Freiheit des einzelnen und der Bekämpfung 
der zeitgenössischen Formen von Ausbeutung und Verletzung 
der Menschenwürde gebietet, 

J. in der Überzeugung, daß es nicht um eine gezwungenermaßen 
verschwommene Definition von Pornographie bzw. ihrer Kon- 
sumenten geht, sondern darum, den Schutz der (tatsächlichen) 
Opfer der Herstellung der inkriminierten Produkte zu garan- 
tieren, 

K. in der Überzeugung, daß Pornographie eine systematische Pra- 
xis von Ausbeutung und Unterwerfung auf der Grundlage des 
Geschlechts ist, die in unverhältnismäßiger Weise Frauen scha- 
det und zur Ungleichheit zwischen den Geschlechtern, bereits 
bestehenden ungleichen Machtstrukturen in der Gesellschaft, 
weiblicher Unterordnung und männlicher Herrschaft beiträgt. 
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L. in der Erwägung, daß im Bereich der Pornographie organisierte 
kriminelle Banden tätig sind, 

M. unter Hinweis auf die Arbeit des Ausschusses für die Rechte 
der Frau, einschließlich der Entschließung, die nach dem öf- 
fentlichen Hearing des Ausschusses über Pornographie im 
April 1991 angenommen wurde - 

1. fordert die Mitgliedstaaten auf, Rechtsvorschriften und Rege- 
lungen entsprechend der Respektierung der Menschenrechte 
zu verabschieden, und zwar nach dem Grundsatz, daß jeder 
einzelne dort an seine Grenzen stößt, wo die Freiheit des an- 
deren beginnt; 

2. bedauert die Haltung der Kommission, die sich beispielsweise 
im Hinblick auf Kinderpornographie nach wie vor darauf be- 
schränkt, die Zuständigkeit der Gemeinschaft zu negieren und 
die Auswirkungen der Abschaffung der Binnengrenzen zwi- 
schen den Mitgliedstaaten auf diesem Sektor zu ignorieren^); 

3. erachtet es für notwendig, daß die Mitgliedstaaten, die die in- 
ternationalen Dokumente zum Schutz der Person und insbe- 
sondere von Kindern noch nicht unterzeichnet haben, diesen 
Konventionen beitreten; 

4. fordert die Kommission auf, dem Rat den Beitritt der Gemein- 
schaft zur Europäischen Konvention zum Schutze der Men- 
schenrechte und Grundfreiheiten vorzuschlagen, um die Ge- 
meinschaftskompetenz in diesem Bereich zu verstärken; 

5. ruft dazu auf, in einem Bereich, der unter den Titel VI VEU fällt, 
mit Blick auf die demokratischen Garantien im Zuge der Kon- 
trolle und Wachsamkeit des Parlaments auf einem Gebiet, das 
die Grundfreiheiten und die Freizügigkeit berührt, einen ge- 
meinschaftlichen Weg zu finden, statt sich auf den Abschluß 
von Verträgen oder zwischenstaatlichen Abkommen zu be- 
schränken; 

6. fordert die Harmonisierung der europäischen Rechtsvorschrif- 
ten im Hinblick auf die Prävention und Bestrafung von Porno- 
graphie und die Bekämpfung von Straftaten in diesem Bereich, 
um zu vermeiden, daß im Rahmen der nun gültigen Freizü- 
gigkeit allzu große Unterschiede zu eben den Auswüchsen 
führen, die man bekämpfen möchte; diese Harmonisierung 
darf unter keinen Umständen dazu führen, daß der freie Han- 
del von Material genehmigt wird, welches derzeit in einem Mit- 
gliedstaat einem Verbot unterliegt; 

7. fordert die Mitgliedstaaten auf, die bedauerlicherweise die 
Ausstrahlung von Pornographie gestatten, ihre Politik zu über- 
denken, damit in anderen Ländern innerhalb des Sendebe- 
reichs nicht gegen bestehende Gesetze verstoßen wird; 


1) Siehe z. B. die Antwort der Kommission auf die schriftliche Anfrage Nr, 2939/90 
(ABI. Nr. C 98 vom 15. April 1991, S. 43). 
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8. fordert Maßnahmen an den Außengrenzen der Gemeinschaft 
im Hinblick auf die Einfuhr von pornographischen Erzeugnis- 
sen, und fordert ein Verbot von Werbung, die zum Sextouris- 
mus auffordert, dessen Hauptleidtragende Kinder sind; 

9. fordert, daß die Verabschiedung solcher Bestimmungen zur 
Ausarbeitung von aktuelleren Texten unter Hinweis auf die 
Entwicklung der Kommunikationstechniken und auf die Gen- 
fer Konvention zum Verbot des Anbietens und Handelns mit 
obszönen Werken und den Weltpostvertrag führen sollte, bei 
deren Neuaushandlung die Gemeinschaft als solche vertreten 
sein sollte; 

10. empfiehlt den Mitgliedstaaten, im Rahmen der derzeit ausge- 
arbeiteten Konventionen betreffend die Öffnung der Außen- 
grenzen besondere Aufmerksamkeit den Mißbräuchen zu wid- 
men, zu denen illegale Einwanderung, internationale Adop- 
tionsnetze und internationale Prostitutionsringe Anlaß geben 
können; 

11. fordert mit Nachdruck, daß der Grundsatz der Gleichbehand- 
lung von Männern und Frauen - insbesondere am Arbeitsplatz 
- respektiert wird und daß das Anbringen pornographischer 
Abbildungen, die vor allem für Frauen verletzend sind, in den 
Arbeitsräumen unterbunden wird; 

12. ist der Auffassung, daß, obwohl es leichter und gewiß auch we- 
niger problematisch ist, sich auf die Regelung des Angebots 
und Verkaufs von pornographischen Erzeugnissen zu konzen- 
trieren, solche Maßnahmen allein Pornographie nicht un- 
schädlich machen, sondern einfach ihren Schaden in den Pri- 
vatbereich verbannen, und erkennt an, daß die Kontrolle der 
Herstellung und Nutzung von Pornographie ein längerfristiges 
Ziel sein sollte; allerdings gilt dies nicht für Kinderpornogra- 
phie: hier muß der Besitz, Erwerb, Verleih und Tausch unter 
Strafe gestellt werden; 

13. schlägt vor, im Hinblick auf den Schutz der Opfer von Porno- 
graphie - abgesehen von der Ratifizierung der internationalen 
Basiskonventionen - durch die Annahme einer Richtlinie bzw. 
zumindest eines Rahmenprogramms bestimmte Empfehlun- 
gen des Europarates sowie folgende Maßnahmen zu treffen: 

a) Sammlung und Austausch von Informationen über das Ver- 
schwinden von Kindern, illegale internationale Adoptions- 
organisationen, Prostitutionsringe (Europol könnte hierbei 
von der Erfahrung Interpols profitieren); 

b) Forschungsprogramm auf dem Gebiet der Sexindustrie und 
ihrer Verbindungen zur kriminellen Szene, um Geldwa- 
schen durch die Sexindustrie zu verhindern; 

c) Harmonisierung der Strafvorschriften und Sicherstellung 
des besonderen Schutzes von Kindern; Bestrafung der Her- 
stellung, des Vertriebs und Besitzes von Kinderpornogra- 
phie bzw. des Tausches solchen Materials; 

d) Sensibilisierung der Angehörigen von Polizei, medizini- 
schen und sozialen Diensten und der übrigen im sozialen 
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Bereich Beschäftigten (Erzieher, Lehrer usw.), und zwar 
sowohl in präventiver als auch therapeutischer Absicht 
(Rechtsschutz für Kinder, Opferbetreuung usw.); 

e) Aufbau eines umfassenden Zufluchts-, Beratungs- und 
Präventionsangebots für Opfer sexueller Gewalt sowie die 
Unterstützung und Vernetzung bereits bestehender Ein- 
richtungen; 

f) Gewährleistung des arbeitsrechtlichen Schutzes für Dar- 
steller/Darstellerinnen in der Pornographiebranche, wobei 
insbesondere auf den Gesundheitsschutz, die soziale Si- 
cherheit und die Beschäftigungsbedingungen hingewiesen 
sei; insbesondere jedoch Unterstützung bei der Suche nach 
alternativen Beschäftigungsmöglichkeiten; 

14. schlägt vor, den Schutz potentieller Pornographieopfer auf die- 
selbe Weise parallel dazu sicherzustellen, um denjenigen, die 
der Gebrauch und/oder Mißbrauch einer Freiheit schockiert 
oder verletzt, bzw. Personen, für die pornographische Erzeug- 
nisse nicht unmittelbar bestimmt sind, entsprechende Begeg- 
nungen zu ersparen; die Reglementierung des Angebots führt 
zu einer Beschränkung der möglichen Nachfrage innerhalb be- 
stimmter Grenzen: 

a) Anreize für die Schaffung einer freiwilligen Selbstkontrol- 
le im Hinblick auf Kino- und Fernsehfilme, Videokassetten, 
Mailbox- Angebote und Presseerzeugnisse sowie Werbefil- 
me, ganz gleich, welches Medium dazu benutzt wird; 

b) Verabschiedung eines Verhaltenskodexes^), insbesondere 
im Bereich der Plakat- und sonstigen Werbung, wobei 
einerseits die Werbung für pornographische Erzeugnisse zu 
reglementieren ist und andererseits die erniedrigende Zur- 
schaustellung des menschlichen Körpers aufgrund der 
freiwilligen Selbstbeschränkung des betreffenden Berufs- 
zweiges erschwert wird; 

c) Verbot der Werbung für Erzeugnisse mit pornographischem 
Charakter und Einschränkung des Versandhandels mit sol- 
chen Erzeugnissen sowie Konzipierung eines Programms 
zur Bekämpfung der Werbung für Sextourismus; 

d) Schaffung effizienter Klassifizierungs- und Kodierungssy- 
steme zwecks Kontrolle der verschiedenen pornographi- 
schen Produktionen und ihres Vertriebs (Sichtvermerke); 
Reglementierung des Verkaufs von Videokassetten außer- 
halb einschlägiger Geschäfte; Kodierzwang für den Zugang 
zu Telefondiensten oder Mailboxen, Annahme von Vor- 
schriften zum Ausschluß von Anbietern gesetzeswidriger 
pornographischer Botschaften und Verbot jeder Werbung 
mit erniedrigenden Darstellungen männlicher oder weibli- 
cher Körper, wobei die öffentlichen Betreiber von Tele- 
kommunikationsnetzen zu besonderer Wachsamkeit auf- 
gerufen sind; 


Ggf. nach dem Beispiel der spanischen Fernsehanstalten. 


6 
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e) Schaffung geeigneter Vertriebswege (vorherige Hinterle- 
gung, Verkaufsbeschränkungen, Vorschriften für das Be- 
treiben von „ Sex-Shops Kriterien für die Abgabe porno- 
graphischer Erzeugnisse unter Berücksichtigung des Alters 
des Empfängers - Verbot des Verkaufs an Minderjährige), 
wobei dem modernen Vertriebsweg Kabelnetz besondere 
Aufmerksamkeit zu schenken ist; 

f) Anwendung von Artikel 22 der Richtlinie „Fernsehen ohne 
Grenzen'' und regelmäßige Veröffentlichung einer Bilanz 
der Umsetzung dieser Richtlinie durch die Kommission; 

g) fordert die Kommission auf, Artikel 7 der Europäischen Kon- 
vention über grenzüberschreitendes Fernsehen in die Richt- 
linie „Fernsehen ohne Grenzen" aufzunehmen; 

h) Regelung der Sendezeiten der Fernsehanstalten, um einen 
angemessenen Schutz von Kindern sicherzustellen; 

i) Verhängung von Strafsteuern u. ä. gegenüber Unterneh- 
men, die solche Produkte herstellen und in den Verkehr 
bringen, um diesem Wirtschaftszweig alle wirtschaftlichen 
Anreize zu nehmen; 

j) Ermöglichung der Gewinnabschöpfung und der Einzie- 
hung pornographischer Produkte im Falle einer Strafverur- 
teilung sowie die Erhöhung des Strafmaßes und der Ver- 
jährungsfristen für Straftaten in diesem Bereich; 

k) Schaffung eines Rechtsinstrumentariums, das sexuelle Ge- 
walt gegen Kinder, die von Bürgern und Bürgerinnen der 
Gemeinschaft in Nicht-EG-Ländern ausgeübt wird, auch 
unter Strafe stellt; 

15. verweist auf das Primat der Verantwortung des einzelnen, ins- 
besondere innerhalb der Familie, deren Vorgehen durch Ein- 
greifen der Behörden nur ergänzt werden darf; 

16. fordert die Kommission auf, 

a) in einem Aktionsprogramm für Kinder auch der Prävention 
von Kinderpornographie Mittel und Aufmerksamkeit zu 
widmen und eine vergleichende Studie über sexuelle Ge- 
walt gegen Kinder und Frauen anzufertigen, die berück- 
sichtigt, daß zunehmend Frauen und Mädchen aus Ost- 
europa und Ländern der Dritten Welt zu Opfern werden; 

b) Pilotprojekte im Bereich der Prävention und Beratung für 
Opfer und Täter sexueller Gewalt zu fördern; 

c) auf eine rasche Umsetzung der VN-Charta für die Rechte 
des Kindes zu drängen und eine Europäische Charta aus- 
zuarbeiten; 

17. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat 
und der Kommission sowie den Regierungen und den Parla- 
menten der Mitgliedstaaten und der beitrittswilligen Länder 
zu übermitteln. 


Enrico Vinci 

Generalsekretär 


Nicolas Estgen 

Vizepräsident 
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